Auszug aus: Protokoll des Grossen Rates Nr. 51 vom 22. April 2015

2. Interpellation von Max Brunner vom 12. Marz 2014 "Unzuldassige Auftrags-
vergaben mit Unterstiitzung der kantonalen Fachstelle KICK der PHTG"
(12/IN 19/232)

Beantwortung

Prasidentin: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Der Interpellant hat
das Wort zu einer kurzen Erklarung, ob er mit der Beantwortung zufrieden ist.

Max Brunner, SVP: Ich danke dem Regierungsrat fur die Beantwortung meiner Interpel-
lation. Die Antworten befriedigen mich in ihrer Gesamtheit jedoch nicht umfassend. Die
Beschaffung von Informatikanlagen bietet, wie landesweit bekannt, infolge oft laienhafter
technischer Kenntnisse der zuklinftigen Nutzer beste Gelegenheit, nahestehende Anbie-
ter zu empfehlen. Deshalb hatte ich in diesem Fall eine umfassendere Untersuchung mit
konkreteren Antworten und Schlussfolgerungen erwartet, auch beziglich einer Einladung
Angehdriger der PH und KICK-Berater durch Apple nach England. Den Anstoss zur Ein-
reichung der Interpellation gaben wiederholte Feststellungen, dass bei der Vergabe von
Informatikausriistungen an Thurgauer Schulen immer wieder dieselben Anbieter die Auf-
trage erhalten haben; notabene meist ausserkantonale Firmen. Deshalb hat ein Thur-
gauer KMU (kleine und mittlere Unternehmen), als sich ihm die Gelegenheit dazu bot,
zum Vergabeverfahren der Primarschule Sulgen beim Verwaltungsgericht eine Be-
schwerde eingereicht. Andere KMU wagten sich bis dahin aus Kosten- und Zeitgriinden
nicht, dasselbe zu tun. Die Schulen werden auf Empfehlung des Departementes fur Er-
ziehung und Kultur (DEK) durch die Fachstelle KICK (Koordinationsstelle flr die Integra-
tion von Computern und Kommunikationsmitteln) der Padagogischen Hochschule Thur-
gau (PHTG) beraten. Die Koordinationsstelle erstellt den Schulen das Pflichtenheft und
bewertet mittels einer selbst erstellten Beurteilungsmatrix die Offerten. Aus diesem
Grund lag die Vermutung nahe, dass die KICK bei der Vergabe der bisherigen IT-An-
schaffungen einen nicht zu unterschatzenden Einfluss hatte. Die Beschwerde wurde vom
Verwaltungsgericht gutgeheissen. Das gesamte Vergabeverfahren wies in formeller und
materieller Hinsicht erhebliche Mangel auf, sodass das Submissionsverfahren wiederholt
werden musste. Hier liegt die berechtigte Annahme, dass die bisher durch die KICK be-
gleiteten Vergabeverfahren in Frage gestellt werden durfen beziehungsweise die Ange-
bote so differenziert bewertet und beurteilt wurden, dass die von der KICK bevorzugten
ausserkantonalen Firmen den Zuschlag erhielten. So wurde unter anderem vom Verwal-
tungsgericht selbst im zweiten Beschwerdeverfahren festgehalten, dass bei der Gewich-
tung der Kosten eine falsche, nicht zulassige Berechnung angewendet wurde. Bei der
konkreteren Vergabe der IT-Auftrage, beispielsweise an kostenguinstigere Firmen, hatten
einige Schulen und nicht zuletzt auch der Kanton bestimmt mehrere Tausend Franken
sparen konnen. Zudem halt das Verwaltungsgericht im zweiten Verfahren Folgendes
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fest: Zwar sind auch beim Verwaltungsgericht gegenuber der KICK Vorwirfe laut gewor-
den, diese Stelle bevorzuge bei der Vergabe eine gewisse Firma, sie betrafen jedoch ei-
ne andere und nicht die am Verfahren beteiligte Firma. Das Gemunkel um eine allfallige
Beglnstigung bei Auftragsvergaben darf und muss deshalb hinterfragt werden. Die
Vergabe fur Fr. 172'000.-- erfolgte in der zweiten Runde, obwohl eine Offerte Uber
Fr. 150'000.-- eingereicht wurde. Ich beantrage Diskussion.

Abstimmung: Diskussion wird mit 69:22 Stimmen beschlossen.

Diskussion

Max Brunner, SVP: Mit meiner Interpellation geht es mir darum, aufzuzeigen, wie un-
durchsichtig die vom Kanton bezahlte Beratung durch die KICK bei der IT-Beschaffung
an den Thurgauer Schulen bis heute erfolgte. Das vorliegende Submissionsverfahren
deckt dies in seiner ganzen Starke auf. Gemass dem durch das DEK erlassenen "Kon-
zept fur die Einflhrung des freiwilligen Einsatzes von Informations- und Kommunikati-
onstechnologien (ITC) in der Primarschule" gewahrt der Kanton ab 2008 bis 2018 jenen
Schulen, die wahrend dieser Zeitspanne IT-Anlagen anschaffen oder noch anschaffen,
ausserordentlich namhafte finanzielle Beitrage. Unter anderem vergutet das DEK jeder
Schulgemeinde die Kosten fiir die Beratung und Begleitung bei der Umsetzung sowie flir
die Ausbildung, welche aber zwingend durch die KICK zu erfolgen haben. Nebst diesen
Beitragen fliessen zusatzlich Subventionsgelder fur die Investitionen der PC-Anlagen
selbst; alles Steuergelder, die zum grossen Teil in andere Kantone fliessen. Ich kann
nicht verstehen, weshalb man die bisherige Vergabepraxis nicht naher untersuchte. Die
65 erfolgten Beratungen und Begleitungen durch die KICK sind meines Erachtens keine
Bescheinigung daflir, dass diese neutral und korrekt erfolgen. Der Einfluss der KICK ist
auf die Vergabe der Auftrage und insbesondere bei den oft fachlich Uberforderten Ent-
scheidungstragern von massgebender Bedeutung. Mit der Beurteilungsmatrix ist Vieles
manipulierbar, sodass auch kostengunstigere Anbieter nicht bertcksichtigt werden mus-
sen, Sparpotenzial hin oder her. Die Antworten zu meinen Fragen mdégen gesetzlich und
gemass den erstellten Reglementen teilweise begriindet sein. Sie entkraften die bisheri-
ge Einflussnahme durch die Beratung der Fachstelle KICK aber in keiner Weise. Mir fehlt
die Antwort, welche Firmen die IT-Installationen fir die von der KICK beratenen Schulen
ausfuhrten. Dies will offenbar niemand durchschaubar machen. Wenn das DEK den
Schulen empfiehlt, die KICK zur Beratung bei der IT-Beschaffung beizuziehen, kann und
darf sich dieses nicht aus der Verantwortung ziehen. In der Beantwortung der Interpella-
tion wird erwahnt, dass eine vom DEK eingesetzte Arbeitsgruppe Empfehlungen zur
Vermeidung von Unregelmassigkeiten bei den Vergabeverfahren erarbeitete. Diese Ar-
beitsgruppe sollte geméass Entscheid des DEK Mitte Dezember 2013 verfugbar sein.



Auszug aus: Protokoll des Grossen Rates Nr. 51 vom 22. April 2015

Offenbar ist bis heute nichts Konkretes geschehen. Auch fur den Regierungsrat gilt
"KKK": kommandieren, kontrollieren, korrigieren. Anordnen und befehlen heisst demzu-
folge auch, Verantwortung fur das Befohlene zu Gbernehmen. Wo und wie wurde die Ar-
beit der KICK kontrolliert? Die Antwort des DEK fehlt. Mir fehlt generell die Transparenz
zur vielseitig kritisierten Arbeit der Fachstelle KICK, insbesondere flr das bisher Ge-
schehene. Ich winsche mir, dass das zustandige Departement die IT-Beratungen der
Schule, in diesem Fall auch rickwirkend, konsequenter Uberpruft, dies auch im Sinne
der Kosteneinsparung beim Kanton und in den Schulen sowie der Erhaltung des Steu-
ersubstrates im eigenen Kanton. Ich danke Ihnen fur eine faire Diskussion.

Bruggmann, SP: Die Beantwortung des Regierungsrates ist sehr gut. Die Verantwort-
lichkeiten der verschiedenen Player und die Strukturen sind herausgearbeitet. Der Ab-
schnitt Uber das Vorgehen, die Ideen, die Ziele und die gestellten Bedingungen respekiti-
ve Drohungen des unterlegenen Anbieters ist interessant zu lesen. Die Interpellation
zeigt auf, wie aus einem Einzelfall ein politisches Stérmandver konstruiert werden kann.
Der Antwort des Regierungsrates gibt es eigentlich nichts beizufiigen. Nur ein paar Be-
merkungen: Die Fachstelle KICK berat Schulgemeinden bei der Beschaffung von ICT,
falls diese dies wlinschen. In 64 von 65 Fallen funktionierte die Beratung gut. Die Ver-
antwortung flr ein korrektes Vergabeverfahren liegt bei den Schulgemeinden. Weder der
Regierungsrat, die Fachstelle KICK noch die PH Thurgau stehen in diesem Fall in der
Verantwortung. Die bestehenden Rechtsmittel gentigen. Das DEK und die PH Thurgau
orteten Verbesserungspotenzial bei der KICK. Es wurde eine Begleitgruppe gebildet.
Zudem werden Empfehlungen zur Vermeidung von Unregelmassigkeiten erarbeitet. Die-
se Massnahmen unterstlitzen wir selbstverstandlich, denn solche Beratungen mussen
stets korrekt, fair, transparent und gewissenhaft durchgefihrt werden. Die Analyse der
Vorgange, die beiden Entscheide des Verwaltungsgerichtes und die eingeleiteten Mass-
nahmen zeigen auf, dass kein weiterer Handlungsbedarf besteht.

Martin, SVP: Zunachst mussen wir festhalten, dass im Bereich der IT das offentliche
Beschaffungsrecht Anwendung findet und dort kein "Heimatschutz" betrieben werden
kann. Es muss sichergestellt sein, dass die Vergabe korrekt stattfindet. Es geht um zwei
verschiedene Dinge: Zum einen um die Verantwortung o6ffentlicher Vergaben, zum ande-
ren um die Beratung durch die Koordinationsstelle KICK. Die Verantwortung fir die 6f-
fentliche Vergabe liegt bei der Schulgemeinde. Die Beratung durch die Koordinations-
stelle KICK, welche bei der PH Thurgau angesiedelt und somit eine kantonale Institution
ist, muss ausgewogen und unabhangig sein. Es entsteht ein Problem, wenn sich beide
vermischen. Die IT-Vergabe ist kein einfaches Unterfangen. In Schulbehérden sitzen oft
Leute, flr die der Computer friiher noch nicht "en vogue" war, wie er es heute ist. Des-
halb ist es fur eine Schulbehodrde eine herausfordernde Aufgabe. Die Schulbehdrde hat
die Moglichkeit, sich von der Koordinationsstelle beraten zu lassen. Wenn die Behorde
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nun von der Koordinationsstelle beraten wird und die Beratung sehr einseitig ausfallt, ist
die Wahrscheinlichkeit gross, dass der Vergabeentscheid zwar nicht durch die Koordina-
tionsstelle KICK getroffen, aber massgeblich mitentschieden wird. Meines Erachtens ist
es wichtig, dass dies eben nicht passiert. Eine kantonal finanzierte Stelle muss ausge-
wogen Uber Vor- und Nachteile samtlicher Projekte informieren. Andernfalls missen wir
uns in Zeiten der Leistungsuberprifung (LUP) fragen, ob es diese Vergabestelle (iber-
haupt braucht.

Gschwend, FDP: Als langjahriges Schulbehérdemitglied habe ich die Koordinationsstel-
le KICK beratend und unterstlitzend kennengelernt. Sie hat uns konzeptionell bei der
Beschaffung von Hardware sowie bei der Ausbildung unserer I-Scouts beraten. Die KICK
unterstitzt die Schule, Behérdemitglieder und Lehrkrafte der Thurgauer Volksschulen bei
der Integration von Computern und Kommunikationsmitteln der neuen Medien in den Un-
terricht, und sie informiert Uber aktuelle Themen aus diesem Bereich. Die vorliegende In-
terpellation hat ihren Ausgangspunkt in einem Ausschreibungsverfahren der Schulge-
meinde Sulgen, welche flur ihre Ausstattung mit neuen Computern die Beratung der
KICK in Anspruch nahm. Gemass dem Interpellanten und dem Entscheid des Verwal-
tungsgerichtes vom 4. September 2013 wurde das Vergaberecht formell-rechtlich und
materiell-rechtlich verletzt. Formell: Es wurde beispielsweise kein Protokoll zur Offertoff-
nung erstellt. Materiell: In den Ausschreibungsunterlagen und der Beurteilungsmatrix
sind die Zuschlagskriterien nicht in derselben Reihenfolge ihrer Gewichtung aufgefihrt.
Auch stimmen der Inhalt beziehungsweise die Aufteilung und Abgrenzung der Zu-
schlagskriterien nicht Uberein. Dass dies den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Fachstelle nicht aufgefallen ist und sie die Behérdemitglieder nicht dahingehend beraten,
informiert und aufgeklart haben, ist mir unverstandlich. Grundsatzlich muss aber festge-
halten werden: Die Verantwortung flir ein korrektes Vergabeverfahren liegt bei der
Schulgemeinde und nicht bei einer kantonalen Fachstelle oder gar beim Regierungsrat.
Die FDP-Fraktion erachtet eine weitere zusatzliche Reglementierung der Aufgaben der
Koordinationsstelle KICK als nicht sinnvoller Ansatz. Unterlegene Anbieter haben die
Beschwerdemoglichkeit. Sie kdnnen mit den Rechtsmitteln bewirken, dass die gesetzes-
konforme Durchfiihrung sichergestellt wird. In der Leistungsvereinbarung zwischen dem
Kanton und der PH Thurgau sind nebst der zu erbringenden Leistungen auch die Ent-
schadigungen geregelt. Fur die FDP-Fraktion ist dies der richtige und schlankste Weg
der Mitsprache. Weitere Vorschriften erachten wir als nicht notwendig. Der Regierungs-
rat oder die PH Thurgau kénnen die Leistungsvereinbarung bei Unzufriedenheit auflo-
sen. Wir bitten den Regierungsrat um regelmassige Kontrollen und bedanken uns fur die
Beantwortung der Interpellation.

Bernhard, CVP/GLP: Das Ausschreibungsverfahren bezweckt, dass jede interessierte
Unternehmung die Moglichkeit erhalt, Auftrage der offentlichen Hand zu erhalten. Die
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Ausschreibung selbst stellt hohe Anspriiche an die Ersteller. Wenn diese Tatigkeit nicht
regelmassig ausgefuhrt wird, ist eine technische und juristische Unterstlitzung win-
schenswert oder sogar notwendig. In der Schulgemeinde Sulgen hat man diese Unter-
stltzung durch die Fachstelle KICK geholt. Wie in der Beantwortung des Regierungs-
rates erwahnt, sind Fehler gemacht worden, die zu einer Wiederholung der Ausschrei-
bung geflhrt haben. Da hat die Schulgemeinde Sulgen aus Fehlern gelernt und weitere
Experten sowie die Begleitgruppe des DEK hinzugezogen. Im zweiten Anlauf konnte das
Ausschreibungsverfahren korrekt abgewickelt werden. Es spricht fur sich, dass es eine
Beschwerdemdglichkeit gibt, und diese in diesem Fall funktionierte: Fehler konnten auf-
gedeckt und korrigiert werden. Die Behordemitglieder tun gut daran, sich mit dem 6ffent-
lichen Beschaffungsrecht auseinanderzusetzen, und dies nicht nur in Sulgen. Sie tragen
die Verantwortung fur die Vergabe der Auftrage an Private. Da sind wir uns mit dem Re-
gierungsrat einig. Die Experten und die Begleitgruppen haben nur beratende Funktion.

Egger, GP: Mindestens der Titel der Interpellation tont attraktiv und reizvoll. Meines Er-
achtens ist es in diesem Rat Mode geworden, gegen staatliche Auftragsvergaben, insbe-
sondere an ausserkantonale Anbieter, zu wettern. Auch ich bin flr das korrekte offentli-
che Beschaffungswesen. Insbesondere |IT-Beschaffungen sind sehr heikel, weil diese
Vergaben in der Regel Folgeauftrage Uber viele weitere Jahre generieren. Als Bera-
tungsorgan tragt die Fachstelle KICK einen grossen Teil der Verantwortung, auch wenn
sie selber nicht das Handlungsgremium ist. Im vorliegenden Fall sind tatsachlich elemen-
tare Fehler geschehen. Ich habe das Urteil des Verwaltungsgerichtes gelesen. Dort
heisst es, dass die Nichterstellung eines Offertéffnungsprotokolls einen erheblichen for-
mellen Mangel darstelle. Das Verfahren leide an derart erheblichen Mangeln, dass der
Abbruch anzuordnen sei. Ich frage mich, weshalb der Fachstelle KICK solche elementa-
ren Verfahrensschritte nicht bekannt sind. Falls sie es der KICK nicht sind, gibt es beim
Kanton auch andere Fachstellen. Beim Departement fir Bau und Umwelt (DBU) gibt es
beispielsweise eine Fachstelle fur 6ffentliches Beschaffungswesen. Hier kdnnte man sich
sicher Rat holen. Dieser gute Rat hatte sich auch beim Kunstmuseum gelohnt. Dass ein
Bewerber bei solchen Mangeln eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht einreicht, war
in diesem Fall richtig. Dies hat das Resultat gezeigt, und es war auch nitzlich. Dafur gibt
es das Verfahren, damit solche Fehler korrigiert werden kénnen. Mir ist es wichtig, dass
daraus die richtigen Lehren gezogen werden. Der Regierungsrat hat entsprechendes
Verbesserungspotenzial festgestellt und eine Begleitgruppe eingesetzt. Der Regierungs-
rat versichert uns auch, dass sich die heute geltenden Ablaufe bewahren. Die 65 beglei-
teten Beschaffungsverfahren und der positive Verwaltungsgerichtsentscheid vom August
2014 lassen vermuten, dass Verbesserungen erzielt worden sind. Ich habe mit dem
Schulprasidenten der betroffenen Schulgemeinde gesprochen. Er beurteilt die Leistun-
gen der Fachstelle KICK grundsatzlich positiv. Er bescheinigt der Fachstelle auch ein
korrektes Verhalten. Zur Fachstelle KICK mochte ich Folgendes festhalten: 1. Die Fach-
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stelle KICK ist eine wichtige und nutzliche Beratungsstelle fur Schulgemeinden. Es ist
auch richtig, dass im schwierigen Bereich der IT sowohl technische als auch juristische
Beratung angeboten wird. 2. Meines Erachtens ist es richtig, dass die Fachstelle durch
den Kanton finanziell unterstiitzt wird. Das niitzt unseren Gemeinden. Ahnliche und hilf-
reiche Unterstlitzungen fir Gemeinden gibt es auch beim Hoch- und Tiefbau. 3. Die
Qualitatssicherung ist wichtig. Es sind Fehler passiert. Meines Erachtens sollte die Tatig-
keit jeder Fachstelle periodisch Uberpruft werden. Dies hat der Regierungsrat nun ge-
macht, allerdings auf Druck eines Gerichtsentscheides. Die Antwort des Regierungsrates
auf die Interpellation scheint plausibel. Aus Sicht der Griinen besteht deshalb aktuell kein
weiterer Handlungsbedarf.

Wiist, EDU/EVP: Die EDU/EVP-Fraktion dankt dem Regierungsrat flr die Beantwortung
der Interpellation. Grundsatzlich gehen wir davon aus, dass die KICK eine gute und seri-
0se Arbeit macht, wenn es darum geht, ein Pflichtenheft zu erstellen. Winschenswert ist
hier, dass in der Definition ein méglichst grosser Spielraum geschaffen wird, damit ver-
gleichbare Produkte eingesetzt werden kénnen und der Markt spielen kann. Die Schul-
gemeinde ist fur die Beschaffung verantwortlich und verpflichtet, das Submissionsverfah-
ren korrekt durchzufihren. Wir sind daflir dankbar, dass die Schulgemeinden mehrheit-
lich ihre Verantwortung wahrnehmen und eine gute Beschaffungsarbeit machen. Die
EDU/EVP-Fraktion ist einstimmig mit den Aussagen des Regierungsrates einverstanden.

Dransfeld, SP: Ich bin mit den gehérten Voten und der Antwort des Regierungsrates
einverstanden. Ich erachte mich allerdings in IT-Angelegenheiten als nicht kompetent. Es
ist richtig und gut, wenn eine Fachstelle der Schulgemeinde ihr Wissen und ihren Rat zur
Verfluigung stellt. Wir sind uns auch einig, dass eine solche Beratung Uber die Frage der
Haftung und der rechtlichen Verantwortung hinaus professionell, transparent, fair, korrekt
und zielfhrend sein und den Schulgemeinden optimale Lésungen zu den gunstigsten
Kosten ermdglichen soll. Nun wurden Zweifel laut, ob die Beratung der KICK diesen An-
spruchen immer genugt. Ein Gerichtsentscheid hat ein rechtswidriges Verfahren und das
DEK Verbesserungspotenzial festgestellt. Ob es ein einmaliger Ausrutscher war, kann
ich nicht beurteilen. Ich schlage vor, einen transparenten Schritt nach vorne zu machen,
um die KICK vor unberechtigter Kritik zu schitzen und die wichtige und wertvolle Arbeit
dieser Institution nicht weiter zu behindern. Legen wir offen, welcher Anteil der gut
9 Millionen Franken, die unter der Beratung der KICK vergeben wurden, auf die meist
bertcksichtigten Anbieter fallen. Eine solche Auflistung gibt uns einen Hinweis auf einen
funktionierenden, offenen und kosteneffizienten Wettbewerb und kann auch ohne Anga-
ben von Firmennamen erfolgen. Sollte sich jedoch eine Haufung bei einzelnen Anbietern
zeigen, ist dies noch nicht ein Missstand, sicher aber ein guter Grund dafir, etwas ge-
nauer hinzuschauen. Ich danke dem Regierungsrat fur das Vorlegen einer solchen Liste
als einfache, aber vertrauensfordernde Massnahme.
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Regierungsratin Knill: Ich danke lhnen fur die interessante Debatte. Meines Erachtens
sind sich alle einig, dass ICT-Beschaffungen immer anspruchsvoll sind, weil nur wenige
Spezialisten sowohl private als auch 6ffentliche Auftraggeber beraten kénnen. Ich gehe
davon aus, dass auch Sie schon solche Erfahrungen gemacht haben, wenn Sie hinsicht-
lich einer neuen IT-Lésung eine Beratung gesucht haben. Grundsatzlich sind alle und
damit auch die Schulgemeinden frei, Zweitmeinungen bei der Vergabe und bei Fragen
einzuholen. Besonders im Bereich der Bildung ist eine rasante Entwicklung festzustellen.
Noch vor wenigen Jahren ging es mehrheitlich um Fragestellungen, welche Systeme in
den Schulen eingeflhrt werden und darum, ob man beispielsweise auf Apple oder Per-
sonal Computer setzt. Es standen und stehen vor allem Fragen zur Hardware im Zent-
rum. Schweizweit ist die Entwicklung festzustellen, dass zunehmend auch Fragen zur
Bildung im Netzwerk aktuell werden. Es geht nicht mehr nur um die Frage zur Hardware,
sondern teilweise findet auch zunehmend die Bildung mit sehr guten Méglichkeiten auf
interaktiven Lernplattformen statt. Diese entwickeln sich laufend weiter. Zu den Fragen in
der Interpellation: Die Begleitgruppe, welche ich im Nachgang der Kenntnisnahme des
ersten Vergabeverfahrens in Sulgen eingesetzt habe, hat Vorschlage geliefert, wie eine
breit abgestutzte Arbeitsgruppe eingesetzt werden kann. Eine solche wurde von mir im
Marz 2014 eingesetzt. In der Arbeitsgruppe war nebst dem Departement und dem Amt
fir Volksschule auch das kantonale Amt fUr Informatik vertreten. Zudem wurde die Pa-
dagogische Hochschule durch den neu eingesetzten Prorektor, Prof. Thomas Merz, der
fur die Medien und Didaktik zustandig ist, in der Kommission vertreten. Ebenso hatten
Vertreter des Verbandes Thurgauer Schulgemeinden, des Verbandes Schulleiterinnen
und Schulleiter Thurgau sowie Vertreter von Bildung Thurgau Einsitz. Die breit abge-
stltzte Arbeitsgruppe hat auch die kantonale Fachstelle fir 6ffentliches Beschaffungs-
wesen, im DBU angesiedelt, fir konkrete Fragenstellungen beigezogen. Die Aufgabe
lautete dahingehend, die Fragestellungen umfassend darzulegen, geeignete Massnah-
men zu erarbeiten, die bisherige Praxis zu analysieren und die bestehenden kantonalen
Vorgaben zu prufen. Es ging dabei nicht darum, die bisherigen Vorkommnisse rtckwir-
kend und inhaltlich bezogen auf den Einzelfall zu bewerten, sondern die Ablaufe zu-
kunftsgerichtet zu optimieren, damit die Schulgemeinden im Vorgehen bei der Beschaf-
fung von ICT-Infrastrukturen Uber die nétige Rechtssicherheit verfugen. Hier im Rat wur-
de bereits erwahnt, dass die kantonalen Vorgaben klar sind. Es gilt, bei jedem Beschaf-
fungswesen unser Gesetz Uber das offentliche Beschaffungswesen, die Interkantonale
Vereinbarung Uber das offentliche Beschaffungswesen sowie verschiedene Weisungen
und Richtlinien einzuhalten. Die Arbeitsgruppe hat in dieser Rollenklarung empfohlen,
den Schulgemeinden nochmals ein Merkblatt zur Verfugung zu stellen. Dieses erfindet
nichts neu, sondern zeigt allfallige Stolpersteine auf und verweist nochmals integral auf
die sehr wertvolle Fachstelle fur 6ffentliches Beschaffungswesen im Kanton Thurgau hin,
damit man diese in samtlichen Fragestellungen des Submissionsrechts auch beizieht.
Ich mochte die drei wesentlichen Punkte hervorheben: Wie es der Regierungsrat in sei-
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ner Antwort darstellt, hat das Urteil des Verwaltungsgerichtes vom 4. September 2013
Verbesserungspotenzial aufgezeigt. Wir haben dargelegt, wie wir die Sache angegangen
sind. Der Auftraggeber selbst ist und bleibt nach wie vor in der Verantwortung. Dies ist
die einzelne Schulgemeinde. Dennoch kam unser Departement zusammen mit den Ver-
antwortlichen der Padagogischen Hochschule Thurgau zum Schluss, dass die Ablaufe
nochmals kritisch zu hinterfragen und wo nétig anzupassen sind. Ich kann lhnen versi-
chern, dass wir sensibilisiert sind und genau hinschauen. Wie bei anderen Vergabever-
fahren mussen letztlich die Schulgemeinden ihre Vergaben verantworten kénnen. Mei-
nes Erachtens hat das Verwaltungsgericht zu recht darauf hingewiesen, dass es kein
"Pardon" gibt und die submissionsrechtlichen Bestimmungen auch fir die Vergabe im
Bereich der ICT gelten.

Diskussion - nicht weiter beniitzt.

Prasidentin: Das Geschaft ist erledigt.



	2. Interpellation von Max Brunner vom 12. März 2014 "Unzulässige Auftragsvergaben mit Unterstützung der kantonalen Fachstelle KICK der PHTG"    (12/IN 19/232)

